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Anzahl und Entwicklung von Abschiebungen aus Einrichtungen des Gesundheits-
systems in Thüringen – Teil I

Der 129. Deutsche Ärztetag (jährliche Hauptversammlung der Bundesärztekammer) hat im Jahr 2025 die 
zuständigen Behörden aufgefordert, wegen der Gefährdung des Gesundheitszustands Betroffener „in al-
len Bundesländern die Abschiebung Geflüchteter aus stationären und weiteren medizinischen Einrichtun-
gen für unzulässig zu erklären“. Der Beschluss betont dabei, dass die Unzulässigkeitsregelungen „grund-
sätzlich auch auf andere medizinische Einrichtungen auszudehnen [sind]“ und nennt die „Erweiterung um 
sensible Bereiche wie Arztpraxen, Pflegeeinrichtungen und andere medizinische Einrichtungen“ sowie Ein-
richtungen „zum Beispiel in der ambulanten Versorgung oder dem Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD)“.

Diese Einschätzung wird von zahlreichen weiteren Expertinnen und Experten geteilt, etwa von den Vereinen 
Bundesarbeitsgemeinschaft Psychosozialer Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer e. V. und Deutsches Ins-
titut für Menschenrechte e. V. sowie der beim Bundesministerium der Justiz angesiedelten Nationalen Stelle 
zur Verhütung von Folter. Thüringen hat im Jahr 2019 durch einen Erlass festgelegt, dass Abschiebungen 
bei medizinisch indiziertem stationärem Krankenhausaufenthalt besonders zu prüfen sind und aus humani-
tären Gründen insbesondere dann zu unterbleiben haben, wenn sich ein naher Angehöriger der ausreise-
pflichtigen Person stationär in Behandlung befindet und die Umstände des Einzelfalls – etwa schwere Er-
krankung oder bevorstehende Geburt – gegen eine Durchführung sprechen.

Grundsätzlich hat nach höchstrichterlicher Auffassung die von Abschiebung bedrohte Person eine Mitwir-
kungspflicht bei der Prüfung der näheren Umstände und der Frage des Vorliegens eines gesundheitlichen 
Abschiebehindernisses, etwa durch Vorlage einer qualifizierten ärztlichen Bescheinigung. Diese Mitwir-
kungspflicht entbindet die Behörde jedoch nicht von ihrer eigenen Aufklärungspflicht zur Feststellung eben 
dieses. Die Aufklärungspflicht besteht auch, wenn Anhaltspunkte für eine psychische Erkrankung vorliegen 
und damit die konkrete Gefahr einer (weiteren) schweren Gesundheitsschädigung droht (Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 20. April 2022 – Aktenzeichen: 2 BvR 1713/21).

Über Anzahl und Merkmale von Abschiebungen aus Gesundheitseinrichtungen gibt es bisher keine offizi-
ellen Angaben, weder auf Bundes- noch auf Landesebene.

Das Thüringer Ministerium für Justiz, Migration und Verbraucherschutz hat die Kleine Anfrage 8/2114 
vom 10. März 2026 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 5. Mai 2026 beantwortet:

1.	 Wie viele Abschiebungen beziehungsweise Dublin-Überstellungen von ausreisepflichtigen Personen 
wurden in den Jahren 2021 bis 2025 aus stationären (einschließlich der forensischen Psychiatrie), teil-
stationären, ambulanten oder anderen medizinischen Einrichtungen sowie aus Pflegeeinrichtungen oder 
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Räumen des öffentlichen Gesundheitsdienstes durchgeführt beziehungsweise abgebrochen (bitte auf-
schlüsseln nach Jahren, Einrichtungstyp, gegebenenfalls Station, Zielstaat der Maßnahme sowie Nati-
onalität, Geschlecht und Alter der betroffenen Person)?

2.	 Aus welchen Gründen blieb es jeweils beim Abschiebe- beziehungsweise Überstellungsversuch? In wie 
vielen Fällen davon haben sich die Betroffenen – erfolgreich – gegen die Abschiebung beziehungswei-
se Überstellung mit Rechtsbehelfen und/oder Klagen gewehrt?

3.	 In wie vielen dieser Fälle wurden im Vorfeld Untersuchungen auf Reisefähigkeit vorgenommen, in wie 
vielen Fällen durch amtlich beauftragte Fachärztinnen und Fachärzte für das spezielle Krankheitsbild 
(bitte für die Jahre 2021 bis 2025 aufschlüsseln nach Jahren sowie nach Nationalität, Geschlecht und 
Alter der betroffenen Person)?

4.	 Wie oft befanden sich Menschen dabei auf einer geschlossenen/geschützten Station (bitte für die Jah-
re 2021 bis 2025 aufschlüsseln nach Jahren und Einrichtungstyp)?

5.	 In wie vielen Fällen wurde bei der Abschiebung psychisch oder physisch erkrankter Patienten bei der 
Abschiebung aus Gesundheitseinrichtungen physische Gewalt durch Sicherheitskräfte (Zwangsmedi-
kation, Hand- und Fußfesseln) angewandt (bitte für die Jahre 2021 bis 2025 aufschlüsseln nach Jahren, 
Einrichtungstyp, Nationalität, Geschlecht und Alter)?

Antwort zu den Fragen 1 bis 5:
Es gibt keine bundes- oder landesrechtlichen Rechtsgrundlagen zur statistischen Erfassung der Daten 
im nachgefragten Sinne. Vor diesem Hintergrund liegen der Landesregierung diesbezüglich auch kei-
ne umfassenden und belastbaren Angaben vor, die einen entsprechend repräsentativen Überblick ge-
währen könnten.

[...]* 

6.	 Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zu der Frage, ob beziehungsweise inwiefern Abschie-
bungen beziehungsweise Überstellungen aus stationären (einschließlich der forensischen Psychiatrie), 
teilstationären, ambulanten oder anderen medizinischen Einrichtungen sowie aus Pflegeeinrichtungen 
oder Räumen des öffentlichen Gesundheitsdienstes heraus rechtlich zulässig beziehungsweise medi-
zinethisch verantwortbar (bitte differenzieren) sind (bitte begründen), auch vor dem Hintergrund, dass 
die Bundesregierung in der Bundestagsdrucksache 18/9603 zur Frage 19 erklärte, dass eine stationäre 
Behandlung in einem Krankenhaus ein Anhaltspunkt für eine lebensbedrohliche oder schwerwiegende 
Erkrankung, die sich durch eine Abschiebung wesentlich verschlechtern würde, sein kann?

Antwort:
Die Landesregierung ist der Auffassung, dass das derzeit geltende Recht umfassende Regelungen vor-
sieht, um gesundheitliche Bedarfe von vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländern zu berücksichtigen.

Insbesondere sieht § 60a Abs. 2c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) die Möglichkeit vor, dass ein 
Ausländer eine Erkrankung, die die Abschiebung beeinträchtigen kann, durch eine qualifizierte ärztliche 
Bescheinigung glaubhaft machen kann. Selbst wenn der Ausländer keine derartige ärztliche Beschei-
nigung vorlegt, hat die zuständige Behörde gemäß § 60a Abs. 2d Satz 2, 2. HS, 2. Alt. AufenthG sein 
Vorbringen zu einer Erkrankung zu berücksichtigen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden Erkrankung bestehen. Anderweitige tatsächliche An-
haltspunkte können sich aus Tatsachen jedweder Art ergeben, die nicht lediglich in der mündlichen oder 
schriftlichen Äußerung über den Gesundheitszustand der betroffenen Person bestehen und geeignet sind, 
die gesetzliche Vermutung des Nichtvorliegens medizinischer Abschiebungshindernisse zu erschüttern.

*	 Von der Veröffentlichung dieser Angaben wird gemäß § 2 Abs. 8 des Thüringer Datenschutzgesetzes abgesehen. 
Die Fragesteller und die Fraktionen erhalten je ein Exemplar der vollständigen Antwort in der Papierfassung.
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Im Übrigen liegt gemäß Erlass zur Verfahrensweise bei stationärem Krankenhausaufenthalt des Abzu-
schiebenden oder eines nahen Angehörigen vom 15. März 2019 bei einem medizinisch indizierten sta-
tionären Krankenhausaufenthalt eine Transport- und Flugunfähigkeit vor. Thüringen sieht daher in sol-
chen Fällen von Abschiebungen ab.

Meißner 
Ministerin
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